
Wunsche des Antragstellers entsprechend — diese zwei 
kleinen Räume zugewiesen würden. Die hier von 
beiden Vorinstanzen vertretene Auffassung ist ohne 
Rechtsirrtum und wird auch von dem Senat geteilt, 
der bereits mehrfach (vgl. die Beschlüsse vom 14. De­
zember 1951 — 2 W 151/51*) und vom 26. Februar 1952 
— 2 W 25/52) zum Ausdruck gebracht hat, daß in allen 
Fällen, in denen Entscheidungen nach der HausratsVO 
sich auf minderjährige Kinder auswirken, deren Wohl 
entscheidend zu berücksichtigen ist. Daß der gemein­
schaftliche Sohn der Parteien im vorliegenden Falle in 
absehbarer Zeit volljährig wird und damit die elter­
liche Sorge und mit ihr die Sorgerechtsregelung ihr 
Ende finden, konnte eine dem landgerichtlichen Beschluß 
entgegengesetzte Entscheidung des Senats nicht recht- 
fertigen, da der Sohn einerseits zur Zeit noch minder­
jährig ist und seine Interessen daher in vollem Um­
fange geschützt werden müssen und andererseits die 
Sorge für unsere Jugend nach den geltenden Grund­
sätzen unserer Ordnung mit der Erreichung der Voll­
jährigkeit nicht aufhört.

§ 67 JWG; § 12 FGG.
Im Verfahren über die Anordnung der vorläufigen 

Fürsorgeerziehung kann das Vormundschaftsgericht 
seine Ermittlungen auf die Frage der Gefährdung des 
Jugendlichen beschränken; es genügt, wenn Tatsachen 
glaubhaft gemacht werden, die im Falle ihrer Be­
stätigung die Anordnung der Fürsorgeerziehung recht- 
fertigen.

KG, Beschl. vom 18. April 1952 — 2 W 47/52.
Das Amtsgericht hat durch Beschluß vom 24. November 1951 

die von der Abteilung Familienfürsorge des Bezirksamts bean­
tragte Schutzaufsicht über den 13jährigen Günter R. angeordnet, 
weil der Vormundschaftsrichter aus der Unterhaltung mit 
Mutter und Sohn die Überzeugung gewonnen hatte, daß die 
Mutter zur Erziehung völlig ungeeignet und sonst niemand da 
ist, der sich des Jugendlichen, annimmt und ihn zu einem an­
ständigen Menschen zu erziehen versucht.

Nach Erlaß dieses Beschlusses hat die Abteilung Familien­
fürsorge des Bezirkamts die Anordnung der vorläufigen Für­
sorgeerziehung beantragt. Das Amtsgericht hat daraufhin durch 
Beschluß vom 4. Februar 1952 die vorläufige Fürsorgeerziehung 
angeordnet, um die Gefahr einer völligen Verwahrlosung von 
dem Jugendlichen abzuwenden.

Die Mutter hat gegen die Beschlüsse des Amtsgerichts vom 
24. November 1951 und 4. Februar 1952 Beschwerde eingelegt 
und diese damit begründet, daß ihr Sohn nicht so verwahrlost 
sei, daß es der Anordnung der vom Vormundschaftsgericht be­
schlossenen Maßnahme bedürfe. Sie hat gebeten, verschiedene 
von ihr benannte Mitschüler ihres Sohnes als Zeugen gegen die 
Angaben des Bezirksamts über dessen angebliche sittliche Ver­
fehlungen zu vernehmen.

Das Landgericht hat die Beschwerde der Mutter durch Be­
schluß vom 15. Februar 1952 in vollem Umfange zurückgewiesen. 
In der Begründung des Beschlusses wird ausgeführt, daß es 
einer Vernehmung der von der Mutter benannten Mitschüler 
nicht mehr bedürfe, da das Ergebnis der bisherigen Ermitt­
lungen für die Anordnung der vorläufigen Fürsorgeerziehung 
ausreiche.

Gegen diesen Beschluß richtet sich die sofortige weitere Be­
schwerde der Mutter, mit der diese mangelhafte Sachaufklärung 
durch das Landgericht insofern rügt, als die von ihr als Zeugen 
benannten Mitschüler nicht gehört worden sind.

Aus den G r ü n d e n :
Die Beschwerdeführerin übersieht, daß es sich hier nur 

um eine v o r l ä u f i g e  Maßnahme und nicht schon um 
die endgültige Anordnung der Fürsorgeerziehung han­
delt. Die vorläufige Fürsorgeerziehung kann nach § 67 
JWG bei Gefahr im Verzüge angeordnet werden. Sie 
ist eine vorläufige Sicherheitsmaßregel, um zu verhüten, 
daß der Minderjährige während der Dauer des Ver­
fahrens, in dem über die endgültige Maßnahme ent­
schieden werden soll und das sich unter Umständen 
infolge von Ermittlungsschwierigkeiten usw. längere 
Zeit hinziehen kann, weiterer Verwahrlosung anheim­
fällt. Aus dem vorläufigen Charakter der Anordnung 
ergibt sich, daß das Vormundschaftsgericht in diesem 
Verfahren seine tatsächlichen Ermittlungen auf dem 
Umstand der G e f ä h r d u n g  des Jugendlichen be­
schränken kann; die für die Anordnung der endgültigen 
Fürsorgeerziehung notwendigen Voraussetzungen brau­
chen daher in diesem Verfahren nicht festgestellt zu 
werden. Es genügt, wenn Tatsachen glaubhaft gemacht 
werden, die im Falle ihrer Bestätigung die Anordnung

*) NJ 1952 S. 84.

der Fürsorgeerziehung rechtfertigen werden. Solche 
Tatsachen liegen bei Günter R. in ausreichendem Maße 
vor und sind durch vollauf genügende Unterlagen 
glaubhaft gemacht worden.

Das Landgericht hat also die ihm nach § 12 FGG 
obliegende Aufklärungsverpflichtung nicht etwa da­
durch verletzt, daß es die von der Beschwerdeführerin 
benannten minderjährigen Zeugen nicht schon in dem 
die vorläufige Maßnahme bezweckenden Verfahren ge­
hört hat. Das Landgericht hatte seine Ermittlungsver­
pflichtung in diesem Verfahren lediglich darauf zu er­
strecken, ob Gefahr im Verzüge ist. Für diese Nach­
prüfung muß es genügen, daß die Umstände, aus denen 
sich die Gefährdung des Minderjährigen ergibt, aus­
reichend glaubhaft gemacht werden, da der Charakter 
des auf vorläufige Fürsorgeerziehung hinzielenden Ver­
fahrens im Interesse des Jugendlichen und auch der 
durch ihn gefährdeten Umwelt ein schnelles Handeln 
des Vormundschaftsgerichtes erfordert. Das Landgericht 
hat die ihm vorliegenden Berichte und Gutachten über 
das gesetz- und sittenwidrige Verhalten Günters und 
über seine zunehmende Verwahrlosung mit Recht als 
ausreichend angesehen, um eine vorläufige Maßregel 
zur Sicherung seines Wohles zu rechtfertigen. Das neue 
tatsächliche Vorbringen der Mutter des Beklagten wird 

• unter Umständen in dem nunmehr anschließenden, auf 
e n d g ü l t i g e  Fürsorgeerziehung hinzielenden Ver­
fahren zu beachten sein. Im vorliegenden Verfahren 
war für derartige Untersuchungen und damit auch für 
die Anhörung der von der Mutter benannten Zeugen 
noch kein Raum.

§§ 45 ff. PersonenstandsG.
Eintragungen in Personenstandsbücher, denen gericht­

liche Entscheidungen zugrunde liegen, sind dem Be­
richtigungsverfahren des Personenstandsgesetzes nicht 
unterworfen.

AG Dresden, Beschl. vom 4. Juli 1951 — 717 III 23/51.
Aus den G r ü n d e n :

Der Randvermerk im Geburtsregister, dessen Löschung 
beantragt ist, beinhaltet die Feststellung des Bezirks­
gerichtes Klagenfurt, daß das Kind, dessen Geburt mit 
dem Einträge beurkundet ist, durch die Eheschließung 
seiner Eltern die Rechtsstellung eines ehelichen Kindes 
erlangt habe.

Darüber hinaus befindet sich zum Einträge ein wei­
terer Randvermerk beigeschrieben, nach dem der Ehe­
gatte der Kindesmutter, der später die Vaterschaft an­
erkannt und die Legitimation herbeigeführt hat, dem 
Kinde gemäß § T.706 BGB seinen Familiennamen er­
teilte.

Der Antragsteller stützt seinen Antrag auf die Be­
hauptung, daß der Ehegatte der Kindesmutter unge­
achtet dessen, daß er die Vaterschaft in öffentlicher 
Urkunde anerkannt hat, nicht der Erzeuger des Kindes 
sein könne.

Es kann dahingestellt bleiben, ob dies der Fall ist 
oder nicht.

Das Gericht verkennt durchaus nicht, daß nicht allein 
die Vaterschaftsanerkennung Voraussetzung für eine 
Legitimation im Sinne von § 1719 BGB ist, sondern 
daß der Ehegatte der Kindesmutter auch tatsächlich 
der Erzeuger des Kindes sein muß (vgl. z. B. Beschluß 
des LG Berlin in NJ 1950 S. 509 und die dort zitierte 
Rechtsprechung). Es fühlt sich jedoch nicht befugt, den 
Standesbeamten zur Löschung anzuweisen.

Dem Randvermerke liegt die Entscheidung eines an­
deren erstinstanzlichen Gerichtes, nämlich des Bezirks­
gerichtes Klagenfurt, zugrunde. Wollte man den Stan­
desbeamten zur Löschung anweisen, würde das Amts­
gericht Dresden faktisch die Entscheidung des Bezirks­
gerichtes Klagenfurt aufheben, diesem gegenüber die 
Rolle eines zweitinstanzlichen Landgerichtes spielen und 
sich die Funktionen einer landgerichtlichen Beschwerde­
kammer anmaßen. Daß dies ein Unding wäre, bedarf 
keiner näheren Begründung.

Offensichtlich hat sich der Gesetzgeber bei der Ein­
fügung der Vorschriften über das gerichtliche Berich­
tigungsverfahren in das Personenstandsgesetz (§§ 45 ff.) 
von dem Gedanken leiten lassen, daß den Gerichten 
eine Handhabe zur Berichtigung, Ergänzung oder Lö­
schung der Eintragungen in. Personenstandsbüchern
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